
 

 

Presseerklärung 
 
Nummer 82 vom 18. Juli 2018 
Seite 1 von 2 
 

Hausanschrift 

Wilhelmstraße 54 

10117 Berlin  

 

TEL +49 (0)30 18 529 – 3170 

FAX +49 (0)30 18 529 – 3179 

 

pressestelle@bmel.bund.de 

www.bmel.de 

 

Gemeinsam für gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz 

Deutschland 

 

Das Bundeskabinett hat heute die Einsetzung der Kommission „Gleichwertige Lebens-

verhältnisse“ beschlossen. Sie soll konkrete Vorschläge erarbeiten, wie in Zukunft 

Ressourcen und Möglichkeiten für alle in Deutschland lebenden Menschen gerecht 

verteilt werden können. 

Unter dem Vorsitz des Bundesministers des Innern, für Bau und Heimat, Horst 

Seehofer, sowie dem Co-Vorsitz der Bundesministerin für Ernährung und Landwirt-

schaft, Julia Klöckner, und der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend, Dr. Franziska Giffey, sollen mit den übrigen Bundesressorts, den Ländern und 

kommunalen Spitzenverbänden Ungleichheiten und Probleme in den Regionen er-

kannt, und gemeinsam mit allen Akteuren angegangen werden. 

 

Gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen betrifft Fragen wie: Wo fühle ich mich 

wohl? Wie sieht es mit der Versorgung von Gütern und Dienstleistungen aus? Wie 

kann ich Lebensqualität in meiner Kommune mitgestalten? Kann ich im Alter in mei-

nem gewohnten Umfeld leben? Kommunen brauchen für ihre Antworten Gestaltungs-

spielraum. Die Kommission soll mit ihrer Arbeit eine Orientierung geben, wie die Situa-

tion in den Regionen Deutschlands - von Ost nach West, von Nord nach Süd - verbes-

sert werden kann.  

 

Bundesinnenminister Seehofer dazu: „Wir brauchen gleichwertige Lebensverhältnisse 

in Deutschland, damit die Menschen in Deutschland dort gut leben können, wo sie 

gerne leben wollen. Die Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse kümmert sich 

daher um die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Alltagsprobleme aller Bürgerin-

nen und Bürger in Deutschland. Es geht auch darum, verloren gegangenes Vertrauen 

in Politik und Verwaltung zurück zu gewinnen und Perspektiven zu schaffen.“ 



 

Bundeslandeswirtschaftsministerin Klöckner erklärt: „Gleichwertige Lebensverhält-

nisse heißt Versorgungs- und Entwicklungssicherheit nicht nur in den Verdichtungs-

räumen, sondern auch in den ländlichen, in den entlegeneren Regionen. Gleichwertige 

Lebensverhältnisse sind die Grundlage für politische Stabilität und die Antwort auf Po-

larisierungstendenzen in Deutschland. Unser Land besteht zu einem großen Teil aus 

ländlichen Gebieten – das sind die Kraftzentren Deutschlands! Wir müssen dafür sor-

gen, dass sich die Bürger in diesen Regionen nicht abgehängt fühlen und es auch 

nicht werden, sondern an der Modernisierung unseres Landes teilhaben.“ 

 

Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey betont: „Egal, ob im Großstadtkiez oder 

auf dem Land, ob im Osten oder Westen - gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaf-

fen, heißt, dass Menschen sich überall wohlfühlen können und das vorfinden, was sie 

zum Leben brauchen - in jedem Alter. Damit überall gut gelebt werden kann, braucht 

es Menschen, die sich kümmern - in sozialen Berufen, im Ehrenamt, in der Familie. Die 

sozialen Berufe müssen überall aufgewertet werden - von der Erzieherin bis zum Al-

tenpfleger. Es braucht bessere Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen und eine besse-

re Bezahlung, um dem Fachkräftemangel landauf landab entgegenzuwirken. Das eh-

renamtliche Engagement muss stärker unterstützt und gefördert werden, damit Men-

schen teilhaben und teilgeben können. Wir brauchen starke Familien für ein spürbar 

stärkeres Deutschland. Gerne arbeite ich daran auch in der Kommission für gleichwer-

tige Lebensverhältnisse.“ 

 

Die Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ wird sechs themenspezifische 

Facharbeitsgruppen einsetzen. Diese bilden die Schwerpunktbereiche der Arbeit der 

Kommission ab, nämlich: Kommunale Altschulden, Wirtschaft und Innovation, Raum-

ordnung und Statistik, Technische Infrastruktur, Soziale Daseinsvorsorge und Arbeit 

sowie Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft. 

Betrachtet werden die Themen jeweils aus der Perspektive der Verdichtungsräume 

und der ländlichen Räume. 

Akteurinnen und Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft können 

beratend eingebunden werden und so punktuell die Arbeitsgruppen unterstützen.  

Mit den Vorschlägen der Kommission sollen bis zum Ende der  

19. Legislaturperiode und darüber hinaus effektive und sichtbare Schritte hin zu einer 

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse erreicht werden. Die Kommission wird ihr Ge-

samtergebnis in Form eines Abschlussberichts bis Herbst 2020 vorlegen.  

 


